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7.	 Chancenaufenthalt und 

Aufenthaltserlaubnis großzügig 
gewähren    

Die neue Möglichkeit des Chancenaufenthaltsrechts 

ist zu begrüßen. Von ihm sollen möglichst viele 

Menschen in Hessen profitieren. Die nachfolgende 

Gewährung einer Aufenthaltserlaubnis darf nicht an 

der Identitätsklärung und Passbeschaffung scheitern!

8.	 Fachkräftesicherung durch 
Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen 

Um sich in die Gesellschaft integrieren zu können 

ist es wichtig, dass Migrant*innen Zugang zu 

Arbeitsplätzen haben. Arbeitsplatzvermittlung und 

Unterstützung bei der Jobsuche können dabei helfen. 

Generell muss die soziale Situation geflüchteter 

Menschen verbessert werden. Der Umgang mit 

ukrainischen Geflüchteten zeigt, was alles möglich 

und in kurzer Zeit machbar ist. Hieran lässt sich 

anknüpfen. Nehmen wir es als Blaupause für den 

Umgang mit Flüchtlingen gleich welcher Nationalität. 

Es gibt keine zwei Klassen von Flüchtlingen und 

Integration fängt ab der ersten Stunde an!

9.	 Anerkennung von Bildungs- und 
Berufsabschlüssen  

Fachkräfte werden dringend gebraucht – so die 

wiederkehrende Aussage aus Politik und Wirtschaft. 

Wer dies bejaht, muss dafür Sorge tragen, dass 

das Anerkennungs- und Zulassungsverfahren bei 

im Ausland erworbenen Schul,- Bildungs- und 

Berufsabschlüssen erheblich beschleunigt wird!

10.	Gesetz über einen 
Landesausländerbeirat verankern

Der Status der agah als Landesausländerbeirat muss 

in einem entsprechenden Gesetz (das es übrigens in 

Hessen für kurze Zeit schon einmal gab) verankert 

werden. Die agah als das einzig  

demokratisch legitimierte politische 

Partizipationsforum von Menschen ohne Wahlrecht 

muss institutionell gestärkt, abgesichert und 

politisch aufgewertet werden. Zudem müssen 

Beteiligungsrechte verbrieft sein. 

11.	 Antidiskriminierungs- und 
Antirassismus-Arbeit stärken

Hessen tut so Manches, muss aber noch mehr tun. 

Bestehende Projekte müssen in dauerhafte und 

zeitlich unbegrenzte Pflichtaufgaben der Kommunen 

und des Landes überführt werden. Diskriminierung 

und Rassismus haben keinen Platz in unserem 

Bundesland, erst recht nicht in staatlichen Behörden 

und Stellen!



Was wir fordern und warum:

Dieser Flyer enthält elf zentrale Handlungsfelder, die 

uns wichtig sind. In kurzen Sätzen wird dargelegt, 

weshalb sie für uns relevant sind und was wir fordern. 

Eine Priorisierung ist mit der Reihenfolge der 

Aufzählung nicht verbunden – alles ist gleichermaßen 

von Bedeutung und muss politisch angegangen 

werden. 

Dabei nehmen wir insbesondere die Landesregierung 

in die Pflicht: Ein sich weltoffen und tolerant 

gebendes Hessen wird diesen Attributen nur dann 

gerecht, wenn alle in unserem Bundesland lebenden 

Menschen dies auch für sich so erleben und fühlen. 

Leider steht dem für Menschen mit 

Migrationshintergrund noch viel entgegen. Ihre 

Alltagserfahrungen zeigen, dass noch längst nicht 

alles „rund läuft“. 

Dort setzen wir an: Die hessischen Ausländerbeiräte 

und ihr Landesverband erheben die Stimme und 

mischen sich ein. Hessen gestalten – in zentralen 

Handlungsfeldern, die uns alle gemeinsam 

weiterbringen! 

1.	 Politische Teilhabe stärken, 
Ausländerbeiräte weiterentwickeln

Die Möglichkeit der politischen Teilhabe ist das 

Lebenselixier der Demokratie. Ausländerbeiräte 

sind die einzig bewährte Form der demokratisch 

legitimierten politischen Partizipation für 

Menschen ohne Wahlrecht. In Hessen gibt es fast 

90 Ausländerbeiräte. Vor 30 Jahren wurden sie 

gesetzlich verankert. Nunmehr ist es an der Zeit, 

sie weiterzuentwickeln und zu modernisieren – vom 

Namen bis zu erweiterten Befugnissen. Ein wichtiger 

Beitrag, politische Teilhabe zu stärken! Hier steht die 

hessische Landespolitik in einer Bringschuld.

2.	 Kommunales Wahlrecht für alle 
„Hier leben – hier wählen“

Klingt einfach, ist es aber nicht! Nichtdeutsche 

Personen ohne EU-Staatsangehörigkeit fallen durch 

das demokratische Rost namens „Wahlrecht“. Es 

sind Tausende. Auch sie müssen zukünftig über das 

Kommunalwahlrecht verfügen. Hessen muss hierfür 

auf Bundesebene initiativ werden. 

3.	 Einbürgerung unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit 

Es gibt viele gute Gründe für eine Einbürgerung. Sie 

aber davon abhängig zu machen, dass die bisherige 

Staatsangehörigkeit zwingend aufgegeben werden 

muss, ist lebensfremd. Was für EU-Staatsangehörige 

gilt, muss für alle gelten: Einbürgerung unter 

Hinnahme von Mehrstaatigkeit. Hier setzen wir 

auf die Hessische Landesregierung, dass sie die 

entsprechende Initiative der Bundesregierung 

unterstützt. 

4.	 Situation in Ämtern und Behörden 
verbessern

Willkommenskultur fängt in den Ämtern und 

Behörden an – leider sind wir davon noch teils 

sehr weit entfernt. Besonders dort, wo Menschen 

mit Migrationshintergrund vorsprechen (müssen). 

Daher: Mehr und bessere Ressourcen sowie 

Implementierung entsprechender Leitbilder. 

Dann kann es gelingen, dass aus diesen Behörden 

wird, was sie sein müssen: Servicezentren, die 

für alle Bürger*innen schnell und umfassend 

Dienstleistungen erbringen.  

5.	 Rechtsextremismus und 
Demokratiefeindlichkeit bekämpfen

Nicht nur Hessen hat ein Problem mit 

Rechtsextremismus und Demokratiefeindlichkeit. 

Trotz einer Vielzahl von guten Projekten und 

Maßnahmen gibt es noch viel zu tun. Insbesondere 

die Präventionsarbeit muss ausgeweitet werden. 

Hessen muss endlich die Lehren aus Hanau, Istha und 

Kassel ziehen! 

6.	 Mehrsprachigkeit und 
Muttersprachen fördern 

Das Recht auf die Muttersprache ist ein 

Menschenrecht! Sprachen sind der Schlüssel zur 

Welt. Wir müssen alles tun, damit diese Maximen 

im schulischen Unterricht ihren Stellenwert 

bekommen und gefördert werden. Dies gilt für 

alle Muttersprachen. Mehrsprachigkeit ist ein Gut, 

über das viele Migrant*innen verfügen. Dies muss 

respektiert, gewürdigt und gefördert werden!


